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Leverkusen

Fachliche und persönliche Anforderungen an Verwaltungsratsmitglieder

l. Sachkunde

a) Definition des Sachkundebegriffs

Nach_§ 12 Abs.^1 Satz l SpkG müssen die Mitglieder des Verwaltungsrates sachkundia sein.
Das Gesetz definiert den Begriff der Sachkunde in § 12 Abs. l Satz 3 SpkG wie fo1gt:-

"Sachkunde bedeutet dabei den Nachweis einer fachlichen Eignung zum Verständnis
der wirtschaftlichen und rechtlichen Abläufe im Tagesgeschehen einer Sparkasse."

Den Verwaltungsratsmitgliedern wird eine hohe Verantwortung für die Belange der
Sparkasse übertragen. Daher müssen sie über eine Sachkunde verfügen, die es ihnen
ermöglicht, dieser Verantwortung gerecht zu werden. Sachkunde bedeutet nach der zum
Sparkassenrecht vertretenen Auffassung die Fähigkeit, die Aufgaben eines sorgfältigen

und Beraters des Vorstandes zu erfüllen (vgl. hierzu auch Heinevetter/"
Engau/Menking, Sparkassengesetz Nordrhein-Westfa1enT3. Auflage, Erl. 3.5 zu § 1~2 SpkG).

!?!-a^^.n?_um_?_n9, 51^.rg.efor?ert^n sachkunde richten sich nach der Aufgabenstellung des
ye rwaltungsratsmitgliedes. Anzulegen ist ein objektiver Maßstab, der die konkreten'
Umstände berücksichtigt. D_araus folgt, dass auch Größe und Struktur einer Sparkasse für
de" "otwendigen Grad der Sachkunde ins Gewicht fallen. Je größer die Sparkasse und je
umfangreicher und komplexer die von der Sparkasse betriebenen Geschäfte, desto hoher
sind die an die Sachkunde zu stellenden Anforderungen.

Grundsätzlich sind zu fordern:

. das laienhafte Wissen deutlich übersteigende Kenntnisse von wirtschaftlichen
Vorgängen;

. Verständnis für bankwirtschaftliche Zusammenhänge;

. Überblick über die Sparkassengeschäfte und die ihnen innewohnenden Risiken;

. Grundkenntnisse des Sparkassen- und Kreditwesenrechts;

. allgemeine Vorstellungen von dem Organisationsaufbau und -ablauf
der Sparkasse;
allgemeine Vorstellungen der Personalstruktur der Sparkasse;

. Grundkenntnisse der Rechnungslegung und Bilanzkunde;

. Fähigkeit, das nach § 20 Abs. 6 SpkG vorzulegende Budget kritisch nachzuvollziehen
und zu begleiten.

Eine dem § 12 Abs. l Satz l SpkG entsprechende Regelung findet sich auch in § 25d Abs. l
Kreditwesengesetz (KWG). Über die sparkassenrechtlichen Regelungen hinaus" rege]'ti~25d
Abs. l KWG:

"_Die Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans eines Instituts, einer
Finanzholding-Gesenschaft oder einer gemischten Finamholding-Gesellschaft
müssen zuver/ässi'g sein, die erforderliche Sachkunde zur Wahrnehmung der'
Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung der Geschäfte, di'e das
jeweilige Unternehmen betreibt, besitzen und der Wahrnehmunq ihrer Aufaaben
ausreichend Zeit widmen."



Sparkasse
Leverkusen

Seite 2 von 5

Sachkunde erfordert bei den einzelnen Verwaltungsratsmitgliedern in Anlehnung an die
höchstrichterliche Zivilrechtsprechung flnanztechnisches Fachwissen (nur) in einem'
A^_s^a?' d.a.s.d!e person zur Mitwirkung an der Kollektiventscheidung befähigt. Nicht
?ämt1iche M1t911eder müssen über alle noüwendigen Spezialkenntnisse verfügen, vielmehr
kommt es im Verwaltungsrat auf eine Zusammenschau der Kenntnisse aller Mitalit
Organs an.

Zusätzlich zu der Prüfung der Sachkunde durch den Träger nach § 12 Abs. l S. 2 SpkG erait
sich aus § 24 Abs. l Nr. 15 KWG die Verpflichtung der Institute, der-Bun~desanstaTt'fu7
^T^fi d?^?5ist^ng^aufsic^t, PaFin)un^d^r. D.euJt.schenBundesbankunver2ü^^
Bestellung eines (auch nur stellvertretenden) Mitglieds des Verw'aitungsrats anzuzeigen.

b) Sachkunde durch Vorbildung

Verwaltungsratsmitglieder können sich den zunächst erforderlichen Grad an Sachkunde
bereits durch vorausgegangene Tätigkeiten angeeignet haben.

Danach kann etwa die Sachkunde vermutet werden, wenn das zu bestellende Verwal-
tungsratsmitglied zuvor bereits Geschäftsleiter/in oder Mitglied eines Aufsichts- oder
ye rwaltungsorgans eines anderen Kreditinstituts war. Auch"ist die Sachkunde Tür~
"ge.borerle" Mit91ieder des Verwaltungsrates eventuell bereits dann zu vermuten, wenn
sie ̂ 'Tätigkeiten ausüben oder ausgeübt haben, die maßgeblich auf wi'rtschaftlTch'eoder

?-e-!r,a^est.e11ul3gj!n ausgeri. chtets. ind"- Dazu müssen diese Tätigkeiten jedenfaiis
einen längeren Zeitraum und in nicht unwesentlichem Umfana""

und "nicht völlig nachgeordneter Natur" gewesen sein.

Denkbar sind insbesondere folgende Vortäti g keiten:

. Mitgliedschaft in der Geschäftsleitung eines vergleichbaren Unternehmens;

. Mitgliedschaft im Verwaltungs- oder Äufsichtsorgans eines vergfei(
Unternehmens;

* ^!i^?.s?^?j5he oderrecht1iche Fragestellungen ausgerichtete Tätigkeit in
an_deren Branch.en'in der öffentlichen Verwaltung oderaufgrund'einelpofiti«
Mandats, wenn über einen längeren Zeitraum ausgeübt;

' Iät!gke!t a1s Kaufma"n im Sinne der §§ l ff. Handelsgesetzbuch (HGB);
. Tät19ke^ als buchungspflichtiger Land- und Forstwirt;
. Tat'^ke1t a1s Unternehmer im Sinne des § 141 Abgabenordnung (AO);
' !??!?? aJ^ Arbeitnehmervertreter (Beschäftigte freigestelTte;'Mitg1ieder des

Betriebs- oder Personalrats, Gewerkschaftsmitgliederfim mitbestimmten
Verwaltungs- oderAufsichtsorgan, wenn unmittelbar in die wirtschaftiichen und
rechtlichen Abläufe des Tagesgeschäfts des beaufsichtigten Unternehmens
eingebunden;

. Tätigkeit als Hauptverwaltungsbeamter einer Gebietskörperschaft, wenn vor oder
seit Amtsantritt über einen längeren Zeitraum und in nicht unwese'ntlK'hem'

und rechtliche Fragestellungen ausgerichtete Tätig keiten"
ausgeübt.

c) Erlangung der Sachkunde durch Fortbildung

?--?ic.hl!u.nde. mu/ss nicht zwin^end_zu dem Zeitpunkt vorliegen, zu dem die Tätigkeit im
Yewaltungsrat^aufgenommen wird. Sie kann auch zeitnah (bfnnen sechs Monate5'nach"

i erworben werden.



Sparkasse
Leverkusen

Seite 3 von 5

Die Fortbildung muss bezogen auf den jeweiligen Einzelfall und die anzuwendenden
Kriterien die grundlegenden wirtschaftlichen und rechtlichen,
vergleichbarer Unternehmen, das Risikomanagement sowie die-Funktion'unddir
y.erantwortung.der Mit911eder des Verwaltungs- oderAufsichtsorgans auch'in \
zurGeschäftsleitung umfassen. Sie soll aufdfe Grundzüge der Bilanzierunq so'wie'des"
Aufsichtsrechts eingehen.
^??l1 cl^.?^maßnahn1e^. kö.n. nen b.ereits vor der Anzeige der Bestellung zum Verwaltungs-
oderAufsichtsorganmitglied besucht worden sein, aber'auch erst'imAn^chIusshieran"

d) Erhalt der Sachkunde durch Weiterbildung

?fir-^a-cj1 !<u^den^wei, s muss darüber hinaus nicht nur einmalig vorliegen bzw. vor-

gelegen haben. Vielmehr muss die Sachkunde kontinuierlich aktualisiert und erhalten
werden.

Die Verwaltungs- und Aufsichtsorganmitglieder müssen sicherstellen, dass sie ihre
Entscheidungen stets auf der Basis eines aktuellen Informationsstand's treffen. Daher sind
sie gehalten, sich mit Änderungen im Umfeld des Unternehmens kontinuieriich vertraut zu
machen, zum Beispiel mit neuen Rechtsvorschriften oder Entwicklungen im Bereich
Finanzprodukte sowohl im Unternehmen als auch im Markt. Dies ist ggf. durch geek
Weiterbildungsmaßnahmen sicherzustellen.

e) Kostentragung und Angebote zur Qualifikation

.

ln. §25-dA_bs-"4 KWG ist zudem exp1izit 9erege't. dass die Institute angemessene |
Jnd,f1nanzie11eRessoul'ceneinsetzen müssen, um den Mitgliedern desAufslchtsorqansdie

l inihrAmtzu erleichtern und die Fortbildung zu ermög1ichen, ~d^e~zui:'
Aufrechterhaltung der erforderlichen Sachkunde erforderlich ist. Damit wird

;ü\e V_erwa1tungsrate Maßnahmen ergreifen müssen, um ihre'fachliche'Eicin'u'naz'u'
1_?JT-l<ost,en ?retforder1i?:h^ Einführungs- und Weiterbi1dungsma-ßnahme?i'

anderSparkassenakademie NRW werden in angemessenem
regelmäßig von^den Sparkassen übernommen. Zum Zwecke der Fortbndun'a'undd^mit
sicherstenung der sachkunde wird die Sparkassen-akademle NRW -wie stets im Anschluss
andie_NeuwahI der verwa'tungsräte - Informationsveranstaltungen, und-zwar2unachstu

^in den Verwaltungsrat gewählte Mitglieder, sodann reqelmäßic
We^rbildungsmaßnahmen und dabei insbesondere auchypezi7e1le~Sem^^^

i und des Bilanzprüfungsausschusses anbieten.

f) Merkblätter der BaFin

Die BaFin hat am 4. Januar 2016 mit dem "Merkblatt zu den Mitgliedern von Verwaltunas-
und Aufsichtsorganen gemäß KWG und KAGB" Erläuterungen zu'denfachtichenund"
persönlichen Anforderungen, die sich aus § 25d Abs. l KW'G ergeben, veroffentiK ht"(zu1etzt
geändert am 24. Juli 2019). Das Merkblatt ist unter folgendem Link a'brufbar:'
htt s://www.bafin.de/SharedDocsA/eroeffentIichun en/DE/Merkblatt/mb verwal
tun s-aufsichtsor ane KWG KAGB. html

Hinweis: Die BaFin überarbeitet derzeit diese Merkblätter. Das Konsultationsverfahren zu
i Entwürfen der neuen Merkblätter wurde mit Ablauf des 17. Juli 2020"absc'h]ossen^
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Nach Auswertung der dazu eingegangenen Stellungnahmen wird die BaFin die überar-
beteten Merkblätter veröffentlichen und damit in Kraft setzen. Der genaue Zeitpunkt der
Veröffentlichung ist noch nicht bekannt. Sobald uns hierzu nähere Informationen vorliegen,
werden wir Sie umgehend informieren.

2. Hinweis zum Landesgleichstellungsgesetz NRW (LGG)

Gemäß § 12 Abs_3 SpkG NRW sind bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates die
grundlegenden Bestimmungen des LGG zu beachten. Die Verpflichtung zur Beachtung
dieser Bestimmungen ergibt sich für den Träger bereits aus §§ 2 Abs. l, 12 Abs. l LGG" Ziel
soll sein, einer Unterrepräsentanz von Frauen in den Gremien entgegenzuwirken und
möglichst eine geschlechtsparitätische Besetzung zu erreichen.

3. Unvereinbarkeitsgründe/Zuverlässigkeit und Interessenkollision

.

B510. I??-e_re^ü,nd^kön'?en dieMitg1Jedschaft im Verwaltungsrat im Interesse der Sparkasse
verbieten. Solche Gründe ergeben sich insbesondere aus § 13 SpkG und § 25dAbs^l-KWG^

a) Unvereinbarkeit nach § 13 SpkG

§ 1,3 SPkG führt Personengruppen auf, für die solche Ausschließungsgründe
gelten. Danach dürfen dem Verwaltungsrat nicht angehören:

. Dienstkräfte der Sparkassen (Ausnahme: Mitarbeitervertreter qemäß § 10 Abs. Ic
oder Abs. 2cSpkG)

. pers?nln im Zusammenhang mit Konkurrenzunternehmen (§ 13 Abs. lb SpkG)

. Beschäftigte der Steuerbehörden und Postunternehmen (§ 13 Abs. IcSpkG)

. Inhaber und Dienstkräfte von Auskunfteien (§ 13 Abs. Id SpkG).

Außerdem dürfen Richter nach § 4 Deutsches Richtergesetz dem Verwaltungsrat
eine/sparkasse nichtangehören. Bestimmte Personengruppen (z. B. Beamte, Soldaten,
Notare) bedürfen zur Mitgliedschaft im Verwaltungsrat einer Genehmiqunq ihrer
vorgesetzten Stelle oder der für sie zuständigen Aufsichtsbehörde.

b)Zuver1ässigkeit/lnteressenkonflikte

?. ?5-d-i??-s/-l-K!/VG r^ge1t ̂ a-'dass ̂ .it9.1^der des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans
f^r15!s-!g^e\n^ü^sel?'Pie zuver1ässigkeit wird im o. g Me'rkblatt der BaFin'negativ
formuliert. Sie ist jedenfalls nicht gegeben, wenn persönliche Umstände nach der all-
?^e1^_Leb^s^.rfa,hrun,g d1e Annahme rechtfertigen, dass diese die sorgfä1tige-und
Srd^u, n^s^. m.äße wahmehmu"g des Kontrollmandats beeinträchtigen~kö^nen.:
?,Ä^i5^ti?!,wird ?.abei das persönliche Verhalten sowie das Geschäftsgebaren des
.

Mitg1!eds_des Yerwa1tungs"oder Aufsichtsorgans hinsichtlich strafrechtlich er, 'fi na nzTeller,
^T1Ae.nsr!ch?ich^r und aufsichtsrechtlicher Aspekte. Hier sind Verstöße gegen Straf-"
und ol'dnun?swidri9keitstatbestände - insbesondere solche, die-im-Zusa'mme^hana'mit
Tätigkeiten bei Unternehmen stehen -sowohl innerhalb derdeutschen'odereiner
ausländischen Rechtsordnung von besonderer Relevanz.

Die Zuverlässigkeit kann zudem auch bei Interessenkonflikten zu verneinen sein. In-
.
t.e:r^f?^^?ik^J^d?nngegeben\w^nn. P.er^ön1icheumständeoderd-ieeäen"e
wirtschaft1iche Tatigkeit geeignet S1nd-das Mitg1ied eines Verwaltungs- oder'Au'f-
sichtsorgans in der Unabhängigkeit seiner Kontroll- und Überwachunqsfunktion'zu
beeinträchtigen.
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Ein Interessenkonfliktkann laut aktuellem BaFin Merkblatt z. B. darin bestehen,

. dass Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans untereinander oder mit
einem oder mehreren Vorstandsmitgliedern der Sparkasse in eYnemAnqehöna-
keitsverhältnis stehen,

* dassdas Mitglieder des Verwaltungs- oderAufsichtsorgans, eines seiner nahen
Angehörigen oder ein von dem Mitglied geleitetes Unternehmen Geschaftsbe-'
Ziehungen mit der Sparkasse unterhält, aus denen sich eine qewissewirtschaft-
liche Abhängigkeit ergeben kann,

' dassein Mit91ied oder das Unternehmen, für das es tätig ist oder an dem es
beteiligt ist, ausfallgefährdeter Kreditnehmer der Sparkasse is"t

Mögliche Interessenkonflikte sind dem Verwaltungsratsvorsitzenden aeaenüberfrühzeiti(
1. DerVerwaltungsrat hat angemessen zu dokumentieren, ''wekheYnteressen-3

und wie mit ihnen umgegangen wird. Zum Nachweis der ZuveriässTakeit
Mitg;ieder des Verwaltungsrates bei der Bestellungsanzeige'das Formu1a7

"Angaben zur Zuverlässigkeit der Mitglieder von Verwaltungs'-'undASfsichtsorqan'en" sowie
ein "Führungszeugnis zur Vorlage bei Behörden" und einen'Auszuq aus dem Gewerbezen^'
tralregister vorzulegen.

4. Zeitlicher Einsatz/gesetzliche Höchstzahl von Mandaten

^-5.^^b"s:JL. KWG regeltau. sd/ü^k1ich'dass <^as Mitglied des Verwaltungsrates
der Wahrnehmung seiner Aufgaben ausreichend Zeit widmen muss. Dies bedeutet nach den

i im Merkblatt zum einen, dass das Mitglied unter Berücksichtiquna seiner'
beruflkhen. undgesenschaftlichenverPflichtunge""achder-ailgem7inenAnTch^u^^^^^^

' 

^.1-n. rrIU SS.'.Pr,da? ̂ .inzelne Mandat ausreichend Zeit aufzubringen und zum'
n, dass das Mitglied die erforderliche Zeit auch tatsächlich aufwend et Gru ndsätzlich

Les-1nder_verantwortung jedes einze1nen Mitglieds, nur dann em Ma'ndat anzunehmen^
wenn es dem zeitlichen Aufwand dieses Mandats auch gerecht werden kann" """..".""..'

Bitte beachten Sie^dass bereits jetzt absehbar ist, dass sich die aufsichtsrechtlichen
i an Mandatsangaben im Kontext der erforderlichen zeitlichen Verfüabarkeit

i verschärfen werden. Potentielle Mandatsträger sollten skhdessen'bewusit'sein".

LmzlJ/sammenhang-mLt derz^t1ichen Verfügbarkeit ist auch die Regelung des § 25d Abs. 3a
!<WG(m_Bezug auf CRR-lnstitute von nicht erheblicher Bedeutung)iuse^en7der''dier

l der Kontrollmandate auf fünf Mandate in Untemehmen, -diede7Äufsich'tder
BaFln-unte.r1ieg_en'_,beschränkt- .Nach der gesetzlichen Vorschrift gelten m eh r'ere Mandate als
.

e1n. M.andat'wenn dieMandate bei Unternehmen wahrgenommen werdet die'demseTben'
inen Sicherungssystem angehören. Mandate bei Unternehm-en, -die'

uberwiegend nicht. gewerb1ich ausgerichtet sind, insbesondere Unternehmen, 'die der
Daseinsvorsorge dienen, werden bei der Zahlung derzulässiqenHöchstzahl

von Mandaten nicht berücksichtigt.




